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AUFSATZE

Bildungsqufwendu ngen im U S-steuerrecht

Von Prof. Dr. iur. Johanna Hey, Köln und Markus Ernst,

Augsburg'

Der Bei t rog setzt  s ich ncch e iner  e in le i tenden Dors ie l lung der  deut-
schen Rechts loge mi t  der  er t rogsteuer l ichen Behondlung von Bi l -
dungsoufwendungen im US-steuerrecht  ouseinonder ' .  Herousg-e-
orbeiiet wird, doss ouch dos US-Steuerrecht die umstrittene Diffe-
renzierung zwischen obzugsföhigen Fortbildungskosten und privot
veronlossten Ausbi ldungskosten kennt ,  d ie Trennl in ien o l lerd ings
teilweise onders ols hierzulonde verloufen. Doneben existieren
ober ouch e ine Vie lzohl  on e inzelgesetz l ichen , ,B i ldungssubvent io-
nen",  d ie so oder öhnl ich mögl icherweise ouch in Deutschlond Tei l
der  Diskusslon um , ,Vor fohr t  für  Bi ldung" 'werden könnten.

l .  E in le i tung
In die Diskussion über die steuerliche Abzugsfähigkeit von

Bildungsaufwendungen ist in den letzten Jahren Bewegung
gekomÄ.n'. Grund Lierfür waren weniger aktuelle bildungspo-
litische Erwägungcn wic die (geplante) Elnfiihrung von Studien-
gebühren als"viekehr dl" ;ä"g"te Rechtsprechung des BFH*
und die darauf folgende Reaktion des Gesetzgebers'.

*  
Prol .  Dr.  i , t r .  Iohat t t t t  Hey is t  Direktor in des Inst i tuts für  Ster :erreci r t  der

U' , i t . r r i t , ,  ,u K6ln;  Markus Err tst ,  LL.M. (N. l l  U,)  is t  Doktorarrd an dic-setn
rnst l tut  und Rechtsanwal t  in Augsburg.
1 EIr geHa ngcn w ird lctJiglich Iuf di-c bunde sge setzljche Rcchtslage (,,fcderal
tncorne t r iar i6n ' ' ) .  Bundesreuern und ör t l iche Abgaben ( , ,s tate and local  ta-
xes") bieibcn bei der Darsteilung auller Betracht.
z Bunclcsminister in Sr lauan am 8.  2.  2006 in Deutschen Bundcstag.
J Dazu umfassend Pr inz,  FR 2005,229 tnd Drenseck,  DSIR 2004, 1766,
1761
4  l nsbcsondc re  BFH v .  4 .12 .2002 ,  V i  R  120 /01 ,  BS IB I  U  2003 ,  403  und

IFH'0,  Iz  12.  2OO2,VI R 137101, BSIBI l I  2003, 4o7.ZumErststudiumun-
rangst  BFH v.  20.  L 2006,VI R 26105, DSIR 2006, 1546.

Lanse Zeit drehte sicli die Dcbatte im'Wesentlichen um die

Diflbreäzierung zwischen Ausbiidungs- und Fortbildung.skos-

ten, die ihre örr-rndlage in der sog. ,,Lebenskampfthese" des

Reichsfinanzhofsu fand. Rufwendungen, die einem Steuerpflich-

tisen zur Erlangung der Kenntnisse {ür eine erstmalige Berufs-

,,irilb u n g . r.".r". hr.]t (Au sbildun gsko s ten), waren als Ko s te n de r

allgemeiäen Lebensführung grundsätzlich nicht zum Abzug zu-

g.i"rr.n und fanden lediglicf im Rahmen des Sonderausgaben-

Ibrugr eingeschränkte Berücksichtigung. -Lagen 
dagegen Fort-

bild.ägtkolten vor, so waren di.ese a1s Werbungskosten oder.Be-

triebsaissaben in voller Höhe abziehbar. Der BFH gab jedoch

.r,rlär'rgrt: *ie eben erwähnt - diese typisierende Betrachtung zu

Gunsten einer am Veranlassungsprinzip orientierten tJnterschei-

dung auf. Aufgrund erwarteter Einnahmeausfülle reagierte der

G"rJtzgeb.. plo-p, und kiassifizierte Aufwendungen für eine

erstmaiige Bäußausbildung und für ein Erststuclium, die nicht

im RahÄen eines Ausbildungsverhäitnisses anfielen, durch ei'en

neuen $ 12 Nr. 5 EStG typisierend als nicht abzugsfihige Ausga-

ben. Diese können nach'Maßgabe von \ 10 Nr. 7 ESIG nur noch

als Sonc{erausgaben der Höhe nach begrenzt geltend gemacht

werden.
Aucli das US-Einkomnensteuerrecht unterscheidet zwi-

schen abzugsfihigen Fortbiidungskosten und davon abzugren-

zenden AuJblldungsaufwendungen, die sich a1s Kosten der priva-

ten Lebensführ,-tt! g.undsätzlich nicht steuermindernd aus-

rn irkenT. Die GreLz\ehung erfolgt im'W'esentlichen ebenfalls

anhand der Fragestellung, ob ,r..r" K"trutuisse uncl Fertigkeiten

erworben werd"en (dann- nichtabziehbare private Ausbildungs-

5 Gesetz zur Anderung der Abgabenordnr'tng und lveiterer Gesetze v 21' 7'

2004, BGB1 r2004, 17{3 = BSt-BlI 2005, 343. Dazu BMF v 4 11 2005'

IVc  8  -S  2227 -5 /05 ,DSIR2005 '  2070.
6  Ers tmal iqRFHv.24.  6 .  r%7, IV420/36 ,RStB l  1937,1089,  1090 '
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kosten) oder ob bereits bestehende Fähigkeiten erhalten oder aus-
gebaut werden (dann abzugsfahige Forrbildun gskosten) 8.

Die wirtschaftlichen Rahrnenbedingungen dagegen unrer_
scheiden sich erheblich'Während Schulgeld.Lnd Säd'iengebLlh_
ren in Deurschland (noch) die Ausnalrne darstellen, sind-in den
USA insbesondere der College-Abschluss und ein sich daran an_
scli l ießendes Hochschulstudiu'r 'r i r erheblichen Kosren verrrun-
den, rvoftir nicht selten langfristige Sparverträge abgeschlossen
u'd Dariehen in nicht unerheblicher Höhe 

"uf!.rror-rrr.rr",,werden'0. Der US-Gesetzgeber hat sich den hiermir är"--..r-
hängendcn sozialpolitischän Herausforderungen " angelrorimen
urrd - wenn auch unre r Beibehaltung der grurrdsätziiÄen Nicht-
abzugsfühigkeit von AusbiLdungsaufivenä.tt g"n - eine \rielzahl
von sreuerlichen Anreizen und Erleichterungen einge{ührt, um
Steuerpflichtige bei der Finanzierung ihrer: eigenä oder der
Ausbildung ihrer Angehörigen zu unr;rsrützen. Mit zunehmen_
der. Belastung privarer_ Haushalte mit Bildungsaufwendungen
und gleichzeitigem politischen 

'V,/illen 
zur Förderung .ror, öil-

dung als ,,schltissei zw Zuktnft" erscheinr es nicht alüu fernlie-
gend, dass auch hierzulande Forderungen nach ähnlicher steuer-
l icher,,subvenrionierung" von Bildung erhoben werden,2.

Der nachfolgende Beitrag zeigt daher nach einer einleitenden
Darstellung cler US-Einkommensermittlung die allgemeine Be-
handlung von Bildungsaufrvendungen im Einkoljrrrr.rrrt.rr..-
recht der USA und die daneben gescL"ffenen spezialgesetzlichen
Steuererleichterungen auf.

2. Einkommensermitt lung im US-Steuerrecht
Ausgangspunkt der Einkommensermittlung firr Zwecke des

[JS-Steuerrechts sind die Bruttoeinktinfte (,,gross income,,) des
jeweii igen Steuerpfl ichtigen, die sich nach Section 61 des Inter-
nal Revenue Code (,IRC Sec.") bestinrmen. Der Begriff des
,,gross_income" umfasst dabei alle Vermögensmehrungeir aus
jedweder Queiie, die nicht ausdrücklich steüerbefreit sinä. Dern
liegt ein insgesamt extensiveres Verständnis des Einkünftebe-
griffs als bspw. dem deutschen Steuerrecht zu Grunde. Ein nu-
merus clausus der Einkunftsarten besteht gerade nicht. Abgestellt
wird lediglich auf das Konzept der Veimöge,rrrrl.h.,rnlg. Di.
Aufzählung in IRC Sec. 61 hat nur illustrierenden Charakär,..

Von dem Gesamtbetrag der Bruttoeinkünfte sind dann in ejr
nern.zweiren Schritt gewöhnliche und notwendige Ausgabex
(,,ordinary and necessary expenses"), die mit d.tr G.schäftiakti
vitäten des Steuerpflichtigen in unnrittelbarem Zusarnnrenhar*
stehen, zum Abzug zu bringen'*. Ausgaben der privare n L"lr.n,l
führung sind dagegen grundsätzlich nicht abzugsflihig". Die 46_
grenzung zwischen beruflicher und privater Sphäre fül1t dabei
dem US-Steuerrechr ähnlich schwer wie hierzulande - Bil-
dungsaufivendungen sind einer dieser Problembereiche"'.

Die sich nach Abzug der steuerlich relevanren Aufwendun_
gen ergebende Zwischensumme wird als bereinigte Brumoein_
künfte (,,adjusted gross incorne") bezeichnet. Zahlreiche \s1_
rnen knüpfen an das ,,adjusted gross incorne" als Bezugsgröße an.
Hieraus wird dann in einem weiteren Schritt das cler Besteuerunp
unterliegende Einkornmen (,,taxable income") errnittelt, irideri
die bereinigten Brutroeinkünfte urn persönliche Freibeträqs
(,,personal exemptions") und um Sonderausgaben ähnliche Ati{_
wendungen (sog.,, itemized deductions")' '  gekürzt werden.

Auf das sich so ergebende zu versteuernde Einkommen (,,ta-
xable income") ist dann zur Errnittlung derjeweils zu entrichten-
den Steuer der individuelle Steuersarz anzuwenden'u. Die dr-
nach errechnete Einkormlensteuer muss aber nicht zwingend die
tatsächlich anfallende Steuerlast darstellen. Ggf. sind nanilich
noch Gutschriften (,,credits") zum Abzug zu b"ringen oder Be-
träge wie die US-Mindestbesreuerung (,,alternative rninimum
tax") hinzuzuaddieren. Erst nach diesen Anpassungen steht die
individuell tatsächlich zu enrrichrende Einkornmensreuer fcsr.

3. Bildungsoufwendungen im Einkommensteuerrecht
der USA

Wie bereits eingangs erwähnt, qualifiziert (auch) das US-
Steuerrecht die steuerliche Abzugsfihigkeit von Bildungsauf-
wendungen danach, ob es sich um Aus- oder Forrbildung han-
delt. Die daraus resultierende Nichtabziehbarkeit von Ausbil-
dungskosten versucht der US-Gesetzgeber durch einen bunten
Strauß an bildungs- und sozialpolitisch induzierren Steuerer-
leichterunsen abzufedern.

Nach Äer Übersicht über die allsemeine Svsternatik werden
die singulären Steuervergünstigungä fur Biljungsaufwendun-
gen dargestelit. In diesern Zusammenhang wird auch untersucht,
ob diese Einzelvorschriften zur Erreichung ihres angestrebten
Zwecks, namlich Farnilierr rnit niedrieem und mittlerem Ein-
kommen den Zugang zu Bildungsnraßnahmen zu erleichtern'n,
auch tatsächlich geeignet sind.

3.1 For tb i ldung oder Ausbi ldung -  , ,mointo in ing ex is t ing
or  ocquir ing new sk i l ls"

Aufwendungen eines Steuerpflichtigen sind zur Ermittlung
cles ,,adjusted gross income " dann von Gesamtberrag der Brutto-

7 Dieses Verständnis geht auf die Grundsatzenrscheidr,rng Carroll u. Comm,r
(51 T.C. 213 (1965),  af fd,  418 F.2d9I  (7th.  Cir .  1969))  zu,- i , .k ,  in der c ler  uS
Tax court  e ine ai lgemei 'e ur ivers i täre Ausbi ldung vor Ar l :e i tsar t r i t t  a is Tei l
der persönlichen Verantwortung, sich auf dcn j"*"llig",. Berufsweg vorzube_
reitcn, ansah und damit - rrotz besserer ,,geldwerter" Fähigkeiten --der priva_
ten Lebenslührung zuordnete.

9 Vgl  Treasury Regr,r lat ions ( , ,R.g ")  $ 1.162-5(a),  (b) .  Den vorn uS-Bun
desfinanzminister:iun (,,Department of the Treasury") crlassencn Richtlinien
(, ,Regulat ions")  kann Gesetzeskraf t  zukommen.
9 Zor Diskussiorr über ,len Sonderausgabenabzug für Schulgeldzahlungcn
($ 10 Abs. 1 Nr. 9 ESIG) vgl. Meilkke,ISrR 2006, 447 und lsnui, pStR 20"06,
1  1 f  / .  t e w e | s  I r 1 .  w .  l \

10 Damit einher geht freilich cine gesteigerte Investitionsbereitschaft mit
entsprechender Erwartungshaltr:ng an die Ausbildungsqualität. pointiert zu'r
amerikanischen Bildungsmarkt B orchardt wter wwu..toichardt.at.
1 1 1997 bctrugen djc Kosten eincr  v ier jähr igen pr i r .aten Col legc-Ausbi lc lung
bereits 162 % des dr:rchsch'ittlichcn Einkorn'rens einer Familie init niedriqeri
E i n k . t n t r ' . n . V g l . O / i l c r . l r r p ' u v i n g r l r e l r x (  o d c r o P r o r i d c M e a n i r : g f u l a r , J
El tectrve Tax lncerr t ives for  Higher Educat ion,  12 J.  Law. & pub.  pol 'v  91
(2000 ) ,  u3  P ' , .  j .

12 Der Koal i t ionsvertrag von CDU, CSU und SpD (abrufbar unter
wwu'.bu:rdesregierune.de) splicht auf Seite 44 davon, rnit Bildungssparen ein
neues Finanzierungsinstrurnent zu entn'ickeln.
13 Ausg.angspunktdiesesrvei tcnBegr i fßverständnisscswardiegrundlcgende
Entsclrcidung clcs Suprcne Court in der Sachc Conrn,r u. Clertsiaw Glas Clo.,
348 U.S. 426 (1955), in cler das oberste US-Gericht die in Eisner u. Macomhcr,
252 U.S. 189 (1920) entwickel te Bcgrenzung auf  Einkünf te ar , rs Arbei t  und
Kapital verwarf.

14 Vgl .  IRC Sec.  162(a)und 212.Duu einge hender unter  Fn.  20.
15 So ar:sdrücklich IRC Sec. 262. Zu Ausnahmcn siehe Chirelstein, Federal
I r rcome Taxat ion,  I0.  Auf l .  2005, S.  104 f f .
16 Andcre problemat ische Fal lkonstel lat ionen s jncl  z .  B.  Arbei tsk le idung
(Pcusner v.  Conm' r ,  628 F.2d a67 (5th Cir .  1 980))  oder Fahrtcn zum Arbeics-
platz (Conmt ' r  u.  l : lowers,326 U.S. 465 (1916))
17 Hicruntcr  fa l len b:pu' .  bei  Überschrei tung einer Eigenbelastungsschu'e l le
Kosten für eine medizinische Behandlung und Beiträge für Krankcn- und Pfle-
geversicherungen ( IRC Sec.  213).
18 Der Steuersatz für  natür i iche Personen setzt  s ich aus insgesamt sechs Stu-
fen (10 % 35 %) zusammen. Langfr is t ige Veräußerungsgewinne ( , , long term
capital gains") und nunnehr auch Dividendeneinkünfte unterliegen einenl
pr iv i legicr tcn Steuersarz von regeimäßig 15 % (vgl .  IRC Sec.  1) .
19 So die Gcsetzesbegründung zum Taxpayer Rel ief  Act  of  1997 ( , ,TRA
1997" )  (Pub .  L .  No .  105 -34 ) .
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einkünfte abzuziehen, wenn es sich urn gewöhnliche und not-

wendige Ausgaben handelt, die während eines Veranlaguugszeit-

ralllnes in Ausübung einer Geschäftstätigkeit gezahlt wurden

oder aufgelaufen sind'0. Zwischen der Aufwenclung und der Ge-

sclräftstätigkeit muss zudem ein direkter und unrnittelbarer Zu-

sa rn rne r rhang  bcs te l ren t ' .

Diese allgemeinen Anforderungen an die Abzugsfähigkeit

von Aufwendungen werden für Bildungsausgaben durch Richt-

l inien (,,treasury regulations")" konkretisiert, ohne allerdings

den Begriff ,,Bildung" zu definieren. Aufwendungen für

Bildung" sind nur dann zum Abzug zugelassen, wenn (1) Fähig-

keiten aufrechterhalten oder verbessert werden, die im Rahrnen

der Erwerbstätigkeit des Steuerpflichtigen verlangt werden oder

(2) eine Bildungsmaßnahme ausdrücklich vom Arbeitgeber oder

aufgt'-rnd gesetzlicher Vorschriften zur Bedingung fi,rrdie Beibe-

l.raliung der ausgeübten beruflichen Stellung oder Gehaltsklasse

gemacht wird'0, rnithin von ,,Fortbildung" auszugehen ist.

Ein Abzug wird - selbst bei Zuordnung zu einer der eben ge-

nannten Fallgruppen - allerdings dann versagt, wenn (a) die Auf-

rvendungen dem Erwerb der ftir eine bestinlrte Berufstätigkeit

erst qualifizierenden Voraussetzungen dienen oder wenn (b) der

Sreuerpflichtige damit die Voraussetzungen ftir eine neue Er-

werbstätigkeit schafft ". Für solche,, Ausbildungs "kosten nimmt

das US-Einkorrmensteuerrecht typisierend einen privaten Zu-

samnrenhang an oder geht von gemischt veranlassten Aufiven-

ciungcn aus, die keiner Aufteilung zugänglich sein sollen und ins-

gesalnt der privaten Sphäre zugeschlagen werdentu- 
'Wenngleich

das US-Steuerrecht kein ,,konstitutives Aufteilungs- und Ab-

zugsver:bot" kennttt, wird hier eine einheitliche Behandiung als

nicht abzugsfdhige Privatausgaben nrit dem Nichtvorhandensein
eines nachvollziehbaren Zuteilungsmaßstabes gerechtfertigt t'.

Liegen nach den eben beschriebenen Anforderungen Fortbil-
dungsnraßnahmen vor, dispensiert dies allerdings nicht von der
Prüfung der allgemeinen Tatbestandsvoraussetzungen des Aus-
gabenabzugs nach IRC Sec 162(a). Dies ist insbesondere in zeitli-
cher Hinslcht von Bedeutung, müssen doch ,,ordinary and neces-
srry expenditures" in Ausübung einer Erwerbstätigkeit imjewei-
ligen Velanlagungszeitrautn angefallen sein. Fehlt es an einer sol-
chen Tätigkeit des Steuerpflichtigen, scireidet ein Ausgabenab-
zug für clieses Steuerjahr im Regelfall austn.

Das deutsche Steuerrecht behilft sich hierbei mit dem Kon-

zept der votweggenonxnenen 
'Werbungskosten und erlaubt, et-

waige Verlust. itr d"t.t Grenzen des $ 10d ESIG zurück- und vor-

zutägen. Im US-steuerrecl-it dagegen kommt ein 
'Werbungskos-

t.nrb""ng ohne konkret ausgeübte Erwerbstätigkeit lediglich un-

ter demöesichtspunkt der ltart-up expenditures" in Betrachtr0'

Dazr-r müsse,t .1r". auch beruflich veranlasste Aufwendungen

vorliegen, deren Abziehbarkeit lediglich daran scheitert, dass

eine dämit im Zusamlrenhang stehende Erwerbstätigkeit erst in

späteren Steuerjahren aufgenommen wird.-Fortbildungskosten

dürften regelmäßig als solche ,,start-up" Aufwendungen zu qu.a-

lifizieren ,"itrt'. Dl.t. können allerdings im ersten Erwerbsjahr

rnaximal i. H. von USD 5 000 in Anspruch genonmen werden

und sind danach anteilig auf eine unterstellte ,,Lebensdauer" vot-l

180 Monaten aufzuteilen''2. Ausbildungskosten dagegen können

auch nicht als ,,start-up expenditures" steueriich geltend ge-

rnacht werden, da die Richtlinien diese typisierend als private

AufwendunEen ansehen und es daher am erforderlichen berufli-

chen Zusamäenhang fehlt".

3 .1.1 For tb i ldung -  der  , ,Ski l l -Mointenonce-"  und der  , ,Em-
ployer-MondqteJ' Moßstob

Sofort abziehbare Fortbildungskosten liegen dann vor' wenn

entweder bestehende und für die Tatigkeit erforderliche Fähig-

keiten erhalten oder ausgebaut werden (',ski11-rnaintenance")

oder wenn sie zwingende Bedingung zur fortgesetzten Beruts-

ausübung sind (,,employer-mandate").

Skill Maintenance: IntRahmen der ersten Fallgruppe obliegt

es dem Steuerpflichtigen, einen direkten und unn-rittelbatenZu-

sarnmenhang zwischen der Bildungsmaßr.rahme, deren Kosten

abEesetzt *äd.tt sollen, und dem Erhalt der berufsnotwendigen

Feftigkeiten nachzuweisento.'Wenngleich kein enger Kausalzu-

,"rr-rÄ"rr1t"tg verlangt wird, reicht es doch nicht aus, dass ledig-

li.h Allg.-"inwissÄ oder Baslskompetenzen vern-fttelt wer-

de,rt'. IÄ Ergebnis ftihrt dies jedoch zu einer Benachteiligung

von Beschäftigten mit engerem, fachbezogenem Anforderungs-

profil. WährÄd btp*. Kott.tt ftir Geschichts-, Literatur- und
'Psvcho1oeiek.,.t" 

b"i einem Minister unter Hinweis auf die hier-

,rrit ,r.tb,ltdenen Anforderungen zum Abzug zugelassen wur-

dento, wurden Aufwendungen eines Managers einer technischen

Abteilung für ein berufsbegleitendes Studir-rm in Philosophie

und Geschichte mangels ausreichenden Zu-sammenhangs mit

desscn Tätigkeit als nicht abziehbar deklariert".

Employer Mandate: Nach Maßgabe des ,,employ^er-mandate"
Standaids rntissen zunächst einmal Aufwendungen für Bildungs-

maßnahmen vorliegen, die vom Arbeitgeber (oder von Gesetzes

20 IRC Scc. 162(a): ,,There shall be allorved as a deduction a1l the ordinary
and necessary expenses paid or incurred during the taxable yerr in cat rying otr
any trade or business". Während jedoch die Üblichkeit odcr Notwe ndigkeit ei-
ncr Aufwendung im deutschen Steuerrecht füt deren Abzugsfähigkeit grds. ir-
re levant  is t , lässid ie Formul ierung, ,ordinary and necessary" für  das US-Steu-
errecht andcres vemlLlten. ,,Ordrnary" ist allerdings eher i. S. von ,,wiederkeh-
rend" zu verstehen und soll sofort abzichbare von abschreibungspfllchtigen
Aufwenduirgcn abgre nzen (vgl .  dazu die Entscheidung dcs US Supreme Court
\ : t  Welr l t  t .  H" l rcr i t t i .2qo U.S. I  I  I  (  lq j3) .
2 l  \ g l .  K ' , r , t l t au ' p ru .  LJ r t i ed  S ta t cs .2To  U .S .  145  (1a28 ) .
22 P.eg.  \  1.162-5.  Eine Mindermeinung (Katz,  The Deduct ib i l i ty  of  Educa-
ttonal Cosrs, 17 Va. Tax Rcv. i (1997), 102) sieht diese Richtlinien als unver-
ettrbar m:it dem Gesetzeswortlaut und daher als utru'irksam an. US-Gcr:ichte
sindledoch n, ie auch Katz (a.  a.  O.)  e inräumt -  n icht  wi l lcns,  d icscr  Auf fas-
sung zu fblgen.
zJ Bi ldLl I rs is t  of fenbar in e inetn wei tetr  Siutr  zu verstehen uud insbesondcre
nicht  aufo, 'g:u is ierrc Proqranure beschränkt .  Vgl .  dazu die Entscheidung des
u )  f  a x ( . o u r r  i n  f l c : c r  u .  C o n t n i r . 7 7 l . C .  1 1 2 1  ( l q 8  l ) .

11 R.g \  1 .162_s(a)
1]  R"g (  I  lb2-s(b)(2)h?w. ( r )

"'3 5.g,5 t 1o2-s(b)(1).
a,/^50 al ierdings die st .  Rspr: .  des BFI- I  (erundlegencl  BFFI r ' .  19.  1 '0.  1970,
l r J 2 / 7 0 .  ß \ t B I  l l  1 9 7 1 ,  l 7 ) .
zd Vgl. üiriAe,'/tokArrr. Fcderal Taxation of Income, Estates, and Gifts,
r  Auf l  1q9') ,  S.  2 ' - -4.  Aufzutei len s ind aber d ie rn i t  abzugsfähigen Bi ldungs-
dutwenduLrqen 

z usanrnren hängenden Reisekosten (Reg. $ I  .  1 62-5(c)) .

29 Eine Übergangsphase zwischcn zwei Tätigkeiten lässt die Er\r'erbsbezo-

genheit.jcdenfali, d"tt rricltt entfallen, wenn sie einJahr oder weniger bc.trägt

i tg l .  e. i " . t .  Let ter  Rul ing g1'12-0O3 v.  i8.12.  1990) Die Rechtsprechung

itilt rrd.,, auf die Umstände des Ei'zelfalls ab (vgl. Coldstein u. Comm'r, 41.

T . C . M .  1 0 1 6 ( 1 e 8 1 ) ) .
30 I I \C Scc.  195.
31 Vgl. Karz, (Fn. 22), 83. Nach einer Minderneinttng(Freel,and, el a1 , Futr

d"rr.,itals ofFederal Iicorne Taxation' 1996' S. 343) sollen abhängig Besciräf-

t igte , .s tar t -up expendi tures" n icht  in Anspruch nehmen kölnen'

32 IRC scc.  te5(b)(1)(a)und ( ts) .

33 So ansdrücklich zu Kosten eiDer juristischen Ausbildune Duecaster u.

Conrn' r ,60 T.C.M. 91'7 (1990).

34 VgL. Calbreath r .  Coimlr ,44 T.C.M. 1163 (1982):  , '  d i rect  and proxi-

n at"  , l . la t iorrh ip . . . " .  Sowci t  Ger ichtc arr f  e ine Ange messenhci tsprüfung ab

stel l tcr i  (vgl .  Fotär .  Connlr ,56 T.C. 1300 ( ,1971') : , , . , . .  appropr iatc and helpfu l

. .."), lardrn"u Cefahr, die wirtschaftliche Entscheidung des Steucrpflichtigcn

mit  zu übetprüfen.
35 Vgl .  bspw. Kalz,  (Fn.  22),38.

36 Clasgou, u.  Comnr ' r ,31 T.C.M. 310 (1972).

37 Mul lcn u.  Contnlr ,29 T.C.M. 925 (1970) '
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wegen) ausdrücklich vorgeschrieben sincl, um den erreichren be-
rufl ichen Status zu erhalten. Hierfr-ir genürgt es nicht, dass ein Be-
schäftigter zu bestirr.rnrten Fortbildungskursen nur erinutigt
wird (selbst wenn dieser mir negativen Folgen für den Fall rech-
rlen rrluss, dass cr dern nicht nachkommt) oder ein Arbeitgeber
Fortbildung seiner Belegschaft stillschweigend .,o.".,rrJrrr,t.
Ferner existiert eir.re Begrenzung derr Grund r.rach ar_rf wirt-
schaftlich vernünftige Anforderungent" und der Höhe nach auf
gerade noch norwendige Bildungsaufwendungentt'. Darüber hi-
nausgehender Aufwand ist - selbst wenn dem eine ausdrückliche
Forderung des Arbcitgebers zu Grunde iiegt - nur unter den Vo-
raussetzungen der,,skil l  rnaintenance"-Fallgruppe abzugsf?ihig.

3.1 .2 Ausbi ldung -  , ,Entry-Level  ond Upword-Bound Stqn-
dqrd"

Ein Abzug von Bildungsaufwendungen scheidet dagegen in
jedem Fall also auch bei Voriiegen der eben genannren Änfor-
derungen - darrn aus, wenn ,,nur" die Zugangsvorausserzungen
ftlr eine bestirnmre Tätigkeit (,,entry-leve1") oder eualifikaiio-
nen ftir eine neue Tätigkeit (,,upward-bound standard") erwor-
ben werden. Hierbei handelt es sich nach deutscher Terminolo-
gie um ,,Ausbildung", die der privaten Sphäre des Steuerpfl ichti-
gen zuzuordnen ist.

Entry Leuel:Uuter die zu einer erstmaligen Berufsausübung
qualif izierende Ausbildung zählen insbesondere ein College-
und ein sich daran anschließendes Hochschulstudiurn. Dies silt
auch dann, wenn aufgrund der Studier.rrichtung eine prirna facie -
Vermutung ftir eine Studienwahl aus wirtschaftlichen Erwäeun-
gen, sprichtt . Veranschaulicht an der juristischen AusbilJung
stellt sich dies wie fblgt dar: 

'Weder 
die Kosten fiir das College

(,,B A.") noch ft ir dasJurastudiun-r an einer l.Jnivcrsität (,J Dt')
noch für das Anwaltsexamen (,,bar exam") sind abzugsülig.
Dies gilt insbesondere auch dann, wenn bereits vorher nrit einir
Vollzeittätigkeir in einer Kanzlei bcgonnen wurde, da eben erst
die Anwaltszulassung zur Berufsausübung qualif izierttt. In Be-
zug auf Post-Graduiertenprogramrne (,,LL.M.") nach [Jnivcrsi-
tätsabschluss und erfolgreichcm ,,bar exam" unterscheidet die
Rechtsprechung danach, ob der Steuerpflichtige vor Antritt des
Aufbaustudiums bereits einer - auch nr:r kurzfristieen anwalt-
l ichen Tätigkeit nachgegangen ist oder nichtu'. Es l iegt auf der
Hand, dass diese Diflbrenzierung zu wilikürlichen Ergebnissen
führt. Richtigerweise ist diese Problematik aber auch nichr am
,,entry-1evel"-Test, sondern vielrnehr an der allgemeinen Frage
nach dern Zusamrlrenhang mit eiirer Erwerbstätigkeit (,,carrying
on a trade or business") festzurnachentt. Die Zugangsvorausset-
zungen lur den Anwaltsberuf (bestandenes ,,bar exarn") liegen ja

38 Vgl .  Ki t t rh t  Connt ' t ' ,  30 T.C.M. 502 (197 1) . I { ie r  wurde eincm Soldatcn
der Abzug von Kosren für eine n College-Abschluss versast, da dic Navy einen
solchen nicht expiizit für eine dar,rerhafte Anstellung voraussetzte_
39 Arbei tgebcrn sol l  so die Mögl ichke i r  genonr,rÄ * . .d.n,  ihren Angcstel i -
tet r  aufKosten des Fiskus Vorte i le in Forn von überzogenen Werbungskosten
zukomme n zn lassen-
40 l \eg.  $ 1.162,5(c)(2) .  Ein scnauer Mal ls tab wird h icrFür f re i l ich nicht
genalrnt .
41 Vgi  Ol iuer,  (Fn.11),  96 nr .  u ' .  N.  I - Iat  e in Steue rpf l i tüt iger drese eual i f i -
kat ionen al lerc l ings erst  e inmal cr lanqt ,  u ' i rd d ie Fortdeucr c l ieses Status urr tcr ,
ste l l t ,  sc lbst  wcnn s ich in c ler  Z-rv ischcnzei t  c l ie Anfordcrungen gc 'ändert  haben
sol l ten.  I {eg.  \  1.162,5( t r ) (2)( t
42 So ausdrt ick l ich Beispie l  (3)  unter  Reg. $ 1.162-5(b)(2)( i i r ) .
43 Vgl. Wassenaar t. Comrn'r, 7 2 T .C. 1 195 (197 9) einerseits und Ruelnnaut t t,.
Conun'r ,30 T.C.M. 675 (1971) anderersei ts.  Inr  letztscnannten Fal l  re ichte
cine anrval t l iche' Iät igkei t  vorrJuni  b is Selrenl ls l  1967 aus,  um ci ie Abzussfä-
bigkei t  der Kostcn für  e in anschl ießendes Masterstudir :m:n de r  Har l r rd larv
School  s icherzustel len.
44 Anders jedoch offenbar Mylan, Ciurrenr Tax Treatrnent of Educational
Cos t s ,  32  U .  F l a .  L .  Rev .  387  (1980 ) .392 .

auch ohne vorlierige aktive BerufsaLisübung vor. Vielnrehr stellr
sich die Frage, ob bei vorangegangener Errverbstätigkeit diese für
Zwecke des Masterstudiums lediglich unterbrociren wurde od.,
ob nicht schon von eirrer Beer.rdiglllrg äuszllgehen ist. Nur inr
erstgenannten Fall ist nach den oben dargesteliten Grundsätzsx
ein Abzug zuzulassen. Ob dieser Maßstab freil ich überzeugender
und folgerichtiger zu handliaben ist, darf bezrveiGlt werden.

(Jpu,ard Bound: Eine zweite Kategorie nichtabzugsfühiqs1
Arisbildungskosten stellen Außvendungen für Bildungsmaßn;h-
rrren dar, die den Steuerpflichtigen ftirr eine neue Tätigkeit quali_
fizieren. Dieser ,,upr.vard-bound" Maßstab wird nunmeh, I .,r-
ders als noch in den Vorgängerrichtlinien ob.lektiv versran-
deno'. Folglich ist der Erwerb neuer Qr,ralifikationen bercits danl
schädlich, weirn er dem Steuerpflichtigen potentiell Zugarrg zu
einem neuen beruflichen Tätigkeitsfeld schafTt, selbst wenn die-
ser von vornherein vorhat, seine neu erworbenen Fähigkeiten in
Rahmen seiner bestehenden Tätigkeit zu nutzena6. Bewegen sich
diese neuen Fertigkeitenjedoch noch in seinem bisher ausgeüb-
ten Tätigkeitsfeld, soll von Fortbildung auszugehen sein, auch
wenn der Steuerpflichtige jetzt innerhalb seines Tätigkeitsberei-
ches zur Ausübung neuer Aufgaben befihigt isrtt. Dieser schwer
zu handhabende Differenzierungsmaßstab hat zu einer unüber-
sichtlichen und bisweilen widersprüchlichen'" Kasuistik gefbhrt.

3.2 Spezio lgesetz l iche Steuerer le ichterungen für  Bi ldungs-
oufwendungen

Die restriktive Ilandhabung der Abzugsfihigkeit von Bil-
clungsaufrvendungen in Kornbination rnit erheblich gcsriegenen
Kosten ftir eine weiterftlhrende Bildung hat den US-Gesetzge-
ber in den letzten Jahren veranlasst, zahlreiche steuerliche An-
reize und Erleichterungen irn Zusanlnenhang rnit Bildungsauf-
wendungen zu schaffen, ohne freilich vom Konzept der grund-
sätzlichen Nichtabziehbarkeit von Ausbildunqskosten abzuwei-
chcn'9. Erklärtes Zielwar es dabei, Bildungswill igen aus scirlech-
teren Einkommensverhältnissen und Farnilier.r den Zugang zu
Bildungsmaßnahmen zu erleichtern bzw. zuerrnöglichent". C)ri-
entiert an dcr Systcmatik der eingangs erläuterten Einkomnren-
sernitt lung werden im Folgenden diese,,Bildungssubvelrtio-
nen" dargestellt.

3 .2.  I  Steuerbefre iungen
Von dem weiten Einkünftebesriff des IjS-Steuerrechts

(,,gross incornc") werden gewissc Einnahnren, die irn Zrsam-
menhang mit Bildungsrnaßnahmen stehen, ausgenorrrnen.

Student loarr-s: Wird ein Steuerpflichtiger von der Rückzah-
iung einer Verbindlichkeit befreit (,,discharge of indebtedness"),
so stellt diese Bereicherung grundsätzlich eine Verrnögensrneh-
rung dar' ' . Eine Ausnahme besteht allerdings fi ir Ausbildungs-

45 Vgl .  Bi t tber/Lokl<en,  (Fn.  2B),  5.22-11.
46 Reg. S 1.162-5(b)(3Xi i )Bcisprel(1) .  GenräßBeispieJ (2)sol ld iessoqardann
gcltcn, wenn dcr Arbeitgebcr den Eru.erb der ncuen Qualifikation vorge-
schr ieben hat .
47  Reg .  \  1 . 162 -s (b ) (3X t .
48 Ein neucs Tät igkei tsfc ld wurde bspu,.  bei  c i r ren i rn Brnd"tr t " r t  N. . t
York zugelassenen Anwait  ar lgenonmrclr ,  dcr  s ich um eine Akkredi t icrung i l t

I (a l i forrr ieu bewarb (Slarur  u.  Corut l r ,59l  F2cl  1273 (9tb Cir .  1978)) .  Bcrt t -
t ragt  c in kanadischer Le hrer  e ine Ljzt :nz f i t r  dcn Brurdesstaat  NewJersey,  sol l

clarin lcdiglich cin Wcchsel dcr Aufgaben bei glcich blcibcnder f'ätiskeit zu se-

hen sein ( l ,awano u.  Conmt ' r ,69 T .C.723 (1978)) .
49 Stel lver t rete nd is t  dcr  " IRA 1,997 ( tsn.  19) zu ne nnen, dessen Er le ichterün-
gen für Bi)dungsaufrvendungen nttt 26 %t dcn Lörvcnantcil des gcsarrten Min-
deranlkomrrens datste l l ten.  Vgl .  dazu Kat. - ,  (Fn.  22),  95.
50 . ,These proposals [of  the TI IA 1997] represent a rnajor  step forward in oul

cfforts to help lowcrincornc and middleinconc fanrilies finance hisher educa-
tion for thernselves and their children." (Senator: Collins in 143 Cong. Rec
672Q (1997\\ .
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darlchen staatlicher odcr gewisser privater Einrichtungen zum

Besuch auerkannter Bildungseinrichtungen (,,student 1oans").

Werdcn solche Darlel'ren ganz oder teilweisc erlassen, so filhrt

dies beim Begünstigten dar.rn nicht zu steuerbaren Einkünftcn,

wenn dcr Erlass an die Bedingung geknäpft ist, dass der Begüns-

tigte über einen gewissen Zeitraum einer be stimmten Tätigkeit

üÜeru'iegend im öffentlichen Sektor oder bei genreinnützigen

Organisationen - nacirzugehen hattt.

Qu dl ified Scholarshi ps : Stipendien, Ausbildungsbeihilfer-r und
(Teil-)Gebührenerlasse unterliegen dann nicht dem ,,gross in-
con-ie" des Begünstieten, wenn dieser einen Abschluss an einer
anerkarrnten Bildungseinrichtung anstrebt und es sich bei der
Unterstützung urn ein ,,qualif ied scholarship" handelttt. Dazu
nrüssen die Stipendienleistungen tatsächlich zur Begleichung
von Str-rdiengebühren r:nd danrit zusarmrenhängender Ausgaben
fierangezogen werden und die Gewährur.rg des Stipendiums darf
nicht rm Gegenseitigkeitsverhältnis mit Lehr- oder Forschungs-
verpfiichtungen stehensl. Die Richtlinien gehen sogar noch ei-
nen Schritt weiter und nehinen solche Zahlungen vollständig
r,orr-r Stipendienbegriff aus, die Arbeitsentgelt für vergangenes,
geeenu.ärtiges oder zukünftiges Tätigwerden des Begünstigten
darstellcn oder die ftir Forschung geleistet werden, die irn ganz
überwicgenden Interesse des Leistenden stehttt. Treffen solche
Zahhurgen allerdings nrit abzugsfähigen Fortbildungskosten zu-
sxrn1rell, soll doch wieder: Ste uerfreiheit gewährt werden'0.

Edrrntional Assistance Progrcms: lJnterstützungen zu Bil-
dungsn'raßnahmen, die im Rahmen einer Beschäftigung erbracht
werden, können an anderer Stel1e steuerlich privilegiert sein. Ar-
beitnehrner haben Leistungen des Arbeitgebers bis zu einer ma-
ximalen Obergrenze von USD 5 250 dann nichr zu versreuern,
wenn diese Teil eines sog. ,,educational assistance programs"
sindtT. Bildung wird in diesem Zusammenhang reiativ weit ver-
standen und schließt alle Arten von theoretischern und prakti-
schem Llnterricht ein, der Fertigkeiten der Beschäftigten entwi-
ckeit oder verbessert, ohne dass die allgerneinen Voraussetzun-
gen an dic Abziehbarkeit von Bildungsaufivendungen erfüllt sein
ttrüsserrtt. Liegen Letztere vor, ist dies prinzipiell unschädlich;
ausgeschlossen ist lediglich die Inanspruchnahme von Steuerfrei-
heit und Aufwendungsabzug.

Bild rngsfonds wd Bildungskonten : D as lJS-steuerrecht kennt
verschiedene steuerliche Erleichterungen für Anlageformen, die
der Finanzicrung von Bildungsrnaßtrlh-"t dienJn'0. Zinsein-
nahnren aus sog. ,,qualif ied US saving bonds"uo unterliegen inso-
weit nicht der Besreueruns, als der Steuerpflichtige korrespon-

51  IRC  Se . .  r , l ( r ) ( 12 ) .
:rl IRt . Sct . 108(f ). Vgl bspw. das ,,Melvyn and Barbara Weiss Loan Re pay-
nlent Assistance Progranr" der New York University Scbool of Law
\www. Lan .nyu.cd u/debts/financialaid/lrap).
)J IRC Sec.  1 17fa) .
s4 tRcsec 1 j7 ib) .
l l  

R .g  l l . l 17  41 r1 .  De r  Sup re r r r c  Cou i ' t  l r a r  d i e .e  Rege lung  i n  B i r 1 l e r  u .
Ju r i l r 0 , .  l q4  u . \ .  741  (1oo07  bes rJ r i g r .
)b Vgl  ,41, /d/ / .  (Fn.  aa),  416 m. wl .  N.  Unklar  is t  jcdoch,  ob die Leistr :ngcrr
uure r  d icscL V. l r . {L ls\ctzuirg konst i tut iv  steuerfre i  gestel l t  werden oder ledie-
' " , t l  

, c t t r c  S . , i J i c r r r r r g  r r a r r l i r r d e r .  F ü r  l e t z t c r c s  k ö r r n r .  d c r  H r n w e i :  a u f  R e g .
)  I  162-L;(b) ,pr .Ä.u,  der bci r r  Ausiagenersarz von eincr  sald icrendcn BJ-

l j tntung\ \ ,cr5r  . rurqcl t t .
-' 

, "{C 
.\, . . 1 J7(a). I)ie fornralen Anforderungen an ein solches Prograrnrn

"xue r r  \ j ,  I  i t r  I  R (  \ ( . ,  .  |  27 ( l r / .

" i^  .* 'g !  I  .  r  2 7 -2(c)(4) .  D je Grenze wird dort  ge zogen, wo es s ich ledig l ich-'' ' )poft odcr IJobL-y hendelt (es sei dcnn, dics ist gerade das Geschäftsfeld clcs

l j o ' j g "9 . ,  1  ys l  My la t t , (F r r  44 ) . 418--  'u dcrr  steucr ' l ichcr  Pr iv i legierungen für  Bi ldungsanleihen öf fent l ichert rnr jchtuxgcn 
( . .qLrrhf ied ,on.  

"äd",n ibont ls")  
vgl .  f icDatt ie l ,  er .  a l . ,  Federal

ä ' ' xe  l axa ' i . r , ,  5 .  Au l l .  2004 ,  S .  77 t r  I' "  jRCSer  
l _35 (c ) (1 ) .

dier ende Ausbildungsaufivendungen wie etwa Aufr,vendungen
des Steuelpflichtigen selbst oder eines Farniiienrnitglieds für Stu-
dicngcbühren und Bücher geltend rrachen kann'' ' . Steuerfre i ge -

stellt sind ftn'rer Auszahlungen ar-rs ,,qualif ied tuit iou progranls"
und ,,education savings accounts"t 'r, sofern nrit diesen Bildungs-
maßnahrnen finanziert werden und die Kontenrnodelle den
strengen gesetzlicilen Anfolderungen gerecht wcrden.'Während
jedoch das ,,qualified tuition program" Steuerpflichtigen unab-
hängig von deren finanzieller LeistungsFJhigkeit zur Verfügung
steht, läuft die l,loglichkeit, den ,,education savings account" irl
Ansoruch zu nehmen. ab einerl bestimrnten zu versteuernden
Einkomr.neu aus (,,pirase out"). Steuererleichterunsen werclen
schließlich auch irl Zusamnenhang mit Ruhestandskonten6l ge-
währt, indem ,,strafsteuern" ar-if Ausschüttungen vor Laufzeit-
ende entfallen, wenll die RüLckzahlung zur Finanzierung votr
Bildungsmaßnahmen verwendet wird"o.

3.2.2 Abzug von Aufwendungen

Das US-Steuerrecht kennt (zurnindest noch bis zum Steuer-

-jahr 20070s) zwei spezialgesetzlich geregelte FälIe, in deneu ei-
gentlich privat veranlasste,,Ausbildungskosten" in begrenztem
Unfang dann doch zurn Abzug zugelassen werden. Beide sind
sog. ,,above the i ine deductions", was bedeutet, dass diesc neben
dem 

-Werbungskostenpauschbertrag 
ir-r Anspruch genolnmen

rverden können und so die ster.rerpflichtigen Einkünfte weiter
mindernt'u.

Qu al ified Educatiort Lo an s : Zinszahiungen auf Ausbildungs-
darlehen können auch bei fehlendem Zusammenhans rnit einer
Erwerbstätigkeit dann von den Bruttoeinkünften ibgezogen
we rden, wenn es sich bei dem Darlehen urn ein ,,qualified educa-
tion loan" handeltut. Dazu muss das Darlehen der Finanzierung
des Studiums des Steuerpflichtigen selbst oder eines Fanrilienan-
gehörigen an einer akkreditierten Biidungseinrichtulrg (,,eligible
educational institution") dieuen. Allerdings ist der Abzug der
Höhe nach auflahrlich USD 2 500 bescirränkt und bei Beziehern
lröherer Einkommen zr-r reduzieren bzw. ganz zr1 versagen
(,,phase out")6s. Die zeitl iche Begrenzung auf 60 Monate wurde
dagegen abgeschafft.

Qualified Tuition: Ferner kann dcr Steuerpflichtige unter be-
stilruntcn Voraussetzungcn Studiengebühren und daurit zusanl-
rnenhängende Ausgaben (,,qualified tuition ancl related expen-
ses") zum Abzug bringen, allerdings maximal i. H. von
USD 4 000 und bei gleichzeitigem ,,phase out" ftir ,,Besserver-
dienende"uo. Kosten fär Bücher, ftir andere Lernmittel oder gar
fur allgcmeine Lebenshaitung sind davon ebenso wenig erfasst
wie Gebühren ft lr Sport- und Freizeitkurse, es sei denn, diese
sind Teil des Studiumstn. Eine Kumulierung von Vorteilen wird
dadurch vermieden, dass - vcreinfacht gesagt - cin Abzug dann

61 IRC Sec.  135(a)
62 IRC Sec.  529 bzw. IRC Sec.530.
63 Die bciden Model le , , t radi t ional  indiv jdual  ret i remelr t  accout"  ( IRC Sec.

408) und , ,Roth indiv idual  ret i remcnt account"  ( iRC Sec.  4013A) unterschci-

c len s ich in der Frage c les Zei tpunkts der Bcsteuerul tg.
o 4  V q l .  O l i , ' e t . ( Y n . l l ) .  l l 7
65 Ilei letzterer Vorschrrli über die Abzugsf:higkeit von Studiengebühren
handel t  es s ich um cinc sog.  l .surset  pr()v lsron".  Ursprüngl ic l t  l ie f  d ie Vor-

schr i f t  2005 aus.  Die geplante Ver längerung über 2005 hinaus (vgl .  lez iue,

Educational Tax Benelits: Alc T'hey Pernaneut oi: Tcurporar,v?, 2006 Tax No-

tes ToCay 165 (25.  8.  2006))  rvurde am 8.  12.  2006 vonr US Kongr:css i .  R.  des

Tax I {e l ief  and Hcal th Care Act  of  2006 (H.R. 6408) verabschiedet .

66 Vgl .  z .B.  Chirektein,  (Fn.  15),  S.  207.
67  IRCSec .221 (a )
68  IRCSec .221 (b ) .
69 IRC Scc.222(a) und (b) .
70 IRC sec.  222(d)(1) i .  v .  m. 2sA(f) (1) .



TNTERNATIONALES STEUERRECHT

AUFSATZE
ISrR 5/2007

ausschcider, wern beztigiich dessclhcrr Regiittstigten bereits ein an_
derel sreuerlicher Vorteil in Ar.rspruch qÄo,,;l"r, wurder,.

3.2.3 Steuergutschriften (,,Credits,,)
Zwei Kernelemente des ir.n Rahrnen des Taxpayer ReliefAct

of 199,7" ulngeserzren Subventionsp.ogr"-r* ftir Bildunes_
nlal)nanrncn waren der ,,IJope_,, und der: ,,Lifetinle Lean äe
Credit". Beide sind a1s Gutschi-ift (,,credit.,)g.g." ai. 

"" 
. i l ,J:

l l_1 j . , t , , :u . :  
ausgestr l  ter .  wi  rkcn s ic l  ru l rJ '  oh, , .  R.ogr . r r i . ,n i_

vorbehalt - i' voiler Höhe steue'ni'dernd 
"r.tr, 

st"h.n ä[erdings
ab einem bestinrmten berei nigten B.,_,tto.irrkorrrmen (,, ad.j usted
gross income") nur noch in reduziertern un-rfäng 

",1.. 
jb.rlh.;p;

nicht mehr zur Verftigungt..
Hope 

-S_cholarship Crcdi.t: Der,,IJope Scholarship Credit,, ist
v .a.  zur  (Jnrersrürzung der  ersten belden Col lege_'Jahre ( . .post_

: . .o1]dr ty , : lucat ion")  gcd.rcht  und kann nur .  fü i .nrrpr" i l , .n . l .
studrenge bühren (,.qualified tuition,,) einer anerkanrrien Hocl.,_
scnure, dre entweder dem Steuerpflichdgen selbst oder einem Fa-
miiienangehörigen entstanden sind, bi, ,u einer n_raximalen
Flohe von USD 1 500 

.pro Jahr in Anspruch genommen
werden'0. Dies bedeutet, das, eii Steuerpflichiig.. di.i.,tr.hrift
insgesarnt nur einrnal pro Veranlagungsz"it."rrr.,", geltend machen
Kann. Sezogen aul den ütsouteit Begünstigten scheiden daneben
weirere steuerliche Erleichterung.,rrii. ,] B. d". W"rbu,rgrkor_

:"n1b:",g 
ftir ,,qualified tuirioni (siehe oben) regelnräßig-ausrs.

Ir' l]rnkehrschluss heißr dies aber 
"uch, 

cl"ss ,,if ,,..r.fü"d.,r"
Personen verteiit durchaus eine Kumulierung von Vorteilen
mö-glich ist. So können Elrern bspw. ftir ihre 6eiden an einem
College studierenden Kinder ft, ä", eine Kind d.,, ,,Il;d ö;;_
dit" beanspruchen, für das aniiere di" Srudi.,rg.Uüfr.Ä 1r.rf_welse) von den Bruttoeinkünften abziehento.

, 
Lifetinle [.eanting Crelit: Neben dem ,,Hope Credit,, _ wie_

: : i " , ' l : r l . rd ings 
r r ic l r r  f i i r  densclbcn Begürrs i igren '  _ gewährt

das U5-5reuerrechr  r r i r  denr  , .L iFcr i rne L. r r , l lng Credl r . .  e ine
weitere Gutschrift filr Studiengebührentr. Deren Anwendunss_
bereich ist allerdings wesentlicriweiter u'd ber.i,l a",r" 

".ää?r,wt:nn an einer anerkannten Bildungseinrichtung Unterricht ge_
nommen wird, selbst wer.rn darnii noch nichi einrrral ein Ee_
s^:l l l , l .r 

+br*ly:r 
arrgesrrcbr. r.^,. i rd 

- 
. Ei rre .Begrenzung auf clie

erste i r  beiderr  Col iege_Jahre g ibr  es n ichr .  Auch" js t  d ie i rax i r r ra l

l:T:iH 
lnanspruchnahrne mit USD 2 000 iröher als der ,,Hope

Lreol t

4. Zusqmmenfossung
\ü/ie nach derzeitiger deutscher Rechtslage, wircl auch ;".

IJS-Steuerrecht die Ahzugsfihigkert vo' BirJu'gt"un".näu'"'l
ger ar der l 'r.rtcrscheidu'g zwiichen Ausbilcluni.rrrd F",;;] i-
dr-r'g festgemacht. Nur l.t"r"." sollen zu'r w".b"rng,ko,;;;.i,:
zug berechtigen. Dies darf jedoch nicht darübe, i i"*""ri i-
schen, dass die Tren'lini.r, 

"rrd.r, 
verlauferr ur.rcl clas US S;:;""-

recht tende'ziell die Abzieh barkei t von Bild ur.rgr"i.rf."",rdu,r!l
auch in Sachverhaltskonstellario'en versagt, äi" d", .d;räl
Einkornmensreuerrecht dem'w'erbungskosl.'begriir r r.larr.n'
wurde - ' .

, 
Abzugsfihige Fortbildurrgsaufr,vendungen können über_

h.aupt nur dan' geltend g.-"Ät werden, wär.,r, bestel.,.'r.lJ;;-
t igkeiten erhalten oder ausgebaut werden (,,skil l  nraint",r.,*i l . j
oder Bildungsmaßnahmen vom Arbeitg.b.r r*ing."a 

"**.1schrieben,]trd_(:f -plgyer mandare.,). nelde Fallgrufpen *;rdä
indcs von der US-Rechtsprechung eng und nichiimrner einheit-
lich ausgelegtu'. So reichibereits Jie Jblekti-,e uogti.hk"it .in.,
Befihigung zu einer neuen Tätigkeit auls, um Ausbildur.grkor;
und damit nichtabzugseihige Aufivendunqen 

"rr"u.r"hm".n.Selbst rvenrr Aufwendunge n e-iner cler üeiden Fallgruppen zu_
zuordnen sind ur.rd Fortbildungskosten darstellen, ,ri"r, äi" Zu-
sarnmenhang rnir einer Erwerbstätigkeit i'r maßgebliche' Sr.,,_
e_rjahr nachgewiesen werden. Das K"onzept vorweggenolnnrener
werbungskosren isr de'r [JS-Steu...".h, g.undräI"rr.rr frernd.

l"T:,.r 
en einer entsprechenden Korrelarioi, krrrn ein Abzug al_

lentalls als .,start-up expenditures" in Betracht kornmen.
Dieser auch aus Sichr des Gesetzgebers unbe{riedige nde Zu_

stand hat zur Einftihru'g zahlreichei einzelqesetzlich"er Stcuer-
vergünstigungen für Bildungsrnaßnahmen-geftihrt. Fast aus_
nahrnslos enthalten diese vorschriften alrcrdlngs obergrenzen
u'd laufen ab bestirnnrte' Einkom'.rensverhältnisse' aus. Neben
gr'ndsätzlicher Krit ik, die den Missbrauch des Steuerrechts als
Subveirtiorsvehikel und die danit einhergehencle [Jnsystenratik
und Unübersichtlichkeit anprangertsr, wird teilweis" äi" T"rrg_
lichkeit der Vorschriften zur UnÄstützung wirklich be dürftig;r
Bevölkerungsschichten in Zweifel g.rog.r; da cliese oftrnals äst
gar nicht die erforderliche Summe In ,,.-u..ptli.htige'Einkü'f-
ten erzielen, urn von den steuerlichen Vergünstigu,-rlg.r, auch tat_
sächlich profirieren zu könnenut.

Nicht zuletzt aufgrund dieser Unqercimtheiten wird in der
IJS- Steuerrechtsliteratur vo rgeschhgÄ, d ie s tarre Differ enzie-
rung zwischen Aus- und Fortbildung aufzugeben und Bildungs_
kosten bei hinreichenden-r ZusamÄ"nh^rä mit der Er*er6s-
sphäre einheitl ich als abzugsfihig ,rrrrrr"hÄ'=. Uneinigkeit be_
steht alierdings darüber, ob Bild.rrrgr"ufwendungeir dain sofort
zurn Abzug zuzulassen sind, wie ,Jt".r-op .*pJrr.l i tr;r"s,,ro be-
handelt werden sollen oder gar als rmmate'rieiläs 

-wirtschaftsgut

,,Hunrankapital" anteilig über einen festzuieqend en Zeitraitm
,,abgesclrrieben" werden sollen tt.

71 IRC S.ec. 222(c) Dics bedeutct allerclings auc', dass einc Familie nic't cla_ran sehindert ist, für weiterc f1nd1-3n_dclJVergünstigungen in Anspruch zunelrnren. Vgl. insb. Chirelstdn,(Fn. 15). S. 207_
72 (Fn. 19).
73 Dieser ,,phase out"-Korridor liegt bei einem,,rnoclifietl ad;ustecl gross in,
conle von USD 4l  000 bis 51 000 (bzw. USD 82 000 bis 102 000 bei  zusan_r_
me n-Veranlagten).ygl  Chi tektei r ,  (Fn.  i5) ,  S.  206.

la !19,1: : , .25A(b).  Der tsetrag wtrd.1: ihr l ich der Inf larron angepasst ,  IRC
sec. 25A(h)(1). Gänzlich r.rr.g,-*i.d dle Gutschrift inreressanrerweise abcr,
mnn sich-der Begü nstigte ein e i Bctäubungsmitteldelikts ,,."ß", g"rr".h, h"i.rRC sec 2sA(b)(2)(D)
75 Eingehend z '  derart igcn , ,Kol l ;s ionsfäl1e n,  Bror ly,The Tax Treatment ofEducat ion Af tcr  The Taxpaye r  Rcl ief  Act  

" f  
ß57, läb"*  No," ,  1549 (199g),

r ) 1 1 t t

76 Unter Umstände n kann der Abzug der Studiengebülrren für  t las e ine Kind

::qi. 
.lj: zur l4öglicbkeit der Inan1pruch,r"hn.."de, Hope Creclit für dasrnoc rc  Kn id  l uh r c r r .  wen r :  r r . i r t r l i .  h  J r s  . . r noJ  j f i e J  , , d j us ted  q ro5 \  i nc ( , n re . . c r s r

11a1h 
AbzuS dcr Studiengcbirhren die , ,ph"r ._our.J_S.tr* . t t .  1r i . t .  fn. i i ;

unterstc igt .

]l^ ^l:.T:" t: 
Hope Cre.lir in Anspruch ser)onlmen werden kann (d h. fiir

::: :t::..?^1y;.1 
College-Jahre), schlicllt dieser dcn Lifetimc Learni,rg Creditau5 .  l - r )  Wr j ) l r ech r  bes reh r  r r i t l r t .  lR (  : c t .  25A {c ) (2 ; {A ) .

78 IRC Scc. 25A(a)(2) und (c7.
79  Vg l .O l i ue r , (Fn .  11 ) .  j 09
80 Siehe IRC Sec.  25Ä(c)(1)

81 So soll in LJS-stcuerreclit die Abziehbarkeit der Kosten für ein post_Gra_
duier tcnst ,d iunr davon ablrängen, ob vorher schon tatsächl ich gearbei tet
u,urdc (s. o. unter.3.1.2)- Nach de utscher Rechtslage reicht clagcge riftir einen'Werbungskostenabzug 

berei ts c ler  Abschluss d. . 'E. , t "urbi ]ä, , " .e 
"r ,  

( rg l .
Pr inz,  (Fn.3) ,  234 m. rv.  N.)
82 Fxenrplar isch hier für  c las obcn unrer Fn.  4g dargestei l te An*al t -Ler i rer-
Der spre I .
83 Vgl Chirel*ein, (Fn 15), S. 205
84 Sobspw. ( ) l iuer , (Fn.  i1) ,  108.
85 Uberbl i .ke über enr:prechende St inmen f inden s ich bspu,.  bei  Dat,et tport ,
Thc ,Propcr" l -axar io:r  of  Hunran Capi ta l ,  52 Tax Notes i+Ol 1 lVOt1,  t+OZ
Fn. B und Karz,  (Fn.  22),8 1 Fn.  446.
86 In diese Richtung etrva Kal z, (Fn. 22), g3.



AUFSATZE
IStR 5/2007

Während der deutsche Gesetzgeber die Diskussion über die

Abzichbarkeit von Bildungsaufwendungen nrit Einfiilirung der

\\ 10 Abs. 1 Nr. 7 und 12 Nr. 5 ESIG zunächst einmal" beendet

irlt, k.int,t. - Iricirt zuletzt tnit zurrehmender Relevanz von Stu-

dien- und Schulgebühren - auch hierzulande der Rufnach staat-

g7 So bspw. Chirc lsrein,  (Fn.15),  S.  138.  Theoret ische und prakt ische Pro-

[.lenre wic z. ts. die grundsätzliche Frage nach dcr Abnutzbarkcit oder der Bc-

stimnrung dcr Nutzuugsdauer sollen olGnbar hirlgenorrll))elt wcrdctr.
g8 -Drrrr-rcr[, (Fn. 4), 1772 prophezeit den Vorschriften nur eine kurze

Lebensdaucr '

INTERNATIONALES STEUERRECHT

licher lJllterstützung laut werden. Die oben beschriebenen Re-
gelungen des US-Steuerrechts könnten hierzu möglicherweise
Pate stel-ren. 

'Wie 
allerdings die {JS-amerikanischen Erfährungen

mit dicsen Vorschriften zeisen, stellt dies alles andere als einen

,,Kör-rigsweg" dar. Viehnehrlerscheint es zweckrnäßiger, vor Ein-
ftihrung solch singulärer Ausnahrne- und Befreiungsvorschriften
die grundsätzliche Systematik der steuerlicl-ren Behandlung von
Bildungsaufwendungen auf den Prüfstand zu stellerr und ernst-
haft über eine stärker arn Veranlassungsprinzip or:ier-rtierte Sicht-
weise nachzudenken.

Von Prof. Dr. Wolfgang Kessler und Rolf Eicke, Freiburg
I .  DT .

Dos wicht igs le Gepöckstück e iner  ieden US Delegot ion bei  der
Verhondlung von DBA is t  dos US-Musterobkommen. Es d ient  n icht
nur  o ls  Wegweiserr ,  sondern ouch o ls  Inst rument  zur  Moni fest ie-
rung der  US-omer ikonischen Verhondlungsmocht ' .  Doher konn d ie
Bedeutung d ieses Model ls  für  dos in ternot ionole Steuerrecht  n icht
unterschöizt werden3. Genou eine Dekode noch der Veröffentl i
chung des le tz ten Model ls  gob d ie US-Finonzverwol tung om
15.  I  l .  2006 dos neuesie US-Musterobkommeno soml Kommen-
t ierung5 herous.  Beide Dokumente hel fen dem Rechtsonwender,
ciie Modifikotionen im neuen deutschen DBA USA zu verstehen.
Der fo lgende Bei t rog onolys ier t  d ie Neuerungen und g ibt  e inen
Ausbl ick ouf  d ie k tnf t ige US Steuerpol i t ik .

I . Chorokteristiko des US-Musterobkommens
Ein wichtiges Ziel der US-steuerpohtik ist es, die steuerli-

chen Folgen der Handlungen ihrer international agierenden IJn-
ternehmen vorhersehbarer zu machenu. So wird das US-Muster-
abkomrnen dazu genutzt, das US-Verständnis einer Betriebstätte
uriC ihrer Gewinne, des Missbrauchs und der Methodik fur dle
Vermeiclung der Doppelbesteuerungt zu manifestieren. Schon

Hinter dem Horizont - Dqs neue US-Musterqbkommen und die Zukunft
der US-steuerpolitik

* P*[. Dt . Wa(gang Ku-r/. r, Steuerberater, ist Inhaber cle s Stiftungslehrstuhls
tur BetLiebswirtschaftliche Steuerlehre an der Albe-t-t-Lr-rdwigs-Universität
Frciburg im Breisgau und Partner von Ernst & Young; Re[. iur. Rolf Eicketst
wissensciiaftlicher Mitarbeiter an diesern Lehrstuhl.
I Joint Cornmittee on Taxatiott, Testinony of the Staff of the Joint Cormittee
on Taxation v. 2. 2.2006, S. 6', Committee On Foreipn Relatiotts Lhited States Senate
Joint Conntittee on'faxatiorr, Explanation of Propose d Protocol to the Incomc
I ax Treat l '  Between the Uni ted States and Swede n v.2.  2.2006,5.  23,  47 .
2 Über den Einfluss des US-Musterabkomrnens, Shannon, Die Doppelbe-
steuerungsabkomrnen der USA - Abkommcnspolitik und geltendes Abkom-
mens rech t ,  f 987 ,  5 .  57  - i  1 .
J Sc.ruch Votel , \n:  Vogel /Lehner,  DBA,2003, S.  105,  128 Rn. 38.
4,  ht tp, / /v ,*-* . t . . r r .gJ. ' / . fü. .s / tax-pol icy/ t reat ics.shtrn l .Nachdeminden
lanren 1977 und 1981 Entwürfe veröf fent l icht  wurden, fo lgte e in wei teres
U-S-Musterabkomrnen irn |ahre 1996. Siehe auch o. Z, Jouiral of f-axation
2 , l o -e ,  t ' . ' 1 .  105 ,324 :  o .  i ,  wo . l d  Tax  Repo r t  1 . 12 igg6 ,  1996  \ ?LNR
+6243451 . Zu dcn Ne uerungen im US-MA L996, Tan Majure/Lindholm,lotr-
nat  of  lnternat iorra l  T 'axat ion 1996, Vol .  7,532-539; Tan Majure/Lindholm,
Journal  of  lntenrat ional  Taxat ion 1 997,  Vol .  8,  1 64.117 1 .
:r h ttp ://wrvw. trcas. gov/offices/tax-policy/treaties. shtmi.
t )  Crucr: ,  Foundat ions of lnternat ional  Inctme Taxat ion,  2003, S.  288.
/  I f ines,  Nat ional  TaxJournal  1 999,  Vo1 .  52,  385,386-388.

im ersten US-Musterabkommen aus demJahre 1976 wurden das
Staatsangehörigkeitsprinzip und die Anrechnungsmetirode ge-
nauso hervorgehoben wie die Li mitation-on- Benefits-KlaL-rsei (im
Folgenden : LOB-Klausel) zur Missbrauchsbekämpfungn.

Charakteristisch ist zudem die Sauings Clause (Art. 1 Abs. 4
US-MA), die den Vereinigten'staaten weiterhin die Besteuerung
ihrer Staatsangehörigen und Ansässigen ohtre Beschränkung
durch ein DBA errnöslichto. Vor allen fokussicrt das US-Mus-
terabkomnren auf eine Besteuerung irn 

-Wohnsitzstaat, was u. a.
dadurch erkennbar ist, dass Zinsen ausscirließlich irrr'Wohnsitz-
staat besteuert werden und dass die Ansässigkeit von lJnterneh-
men eher an den Sitz des {Jnternehmens a1s an den Ort der Ge-
schäftsleitung ankn ü pft. Die US-Musterabkomrnen erfassen nur
Buldessteuern und klammern Landes- und Gemeindesteuern

2. Erkenntnisse ous dem neuen US-Musterobkommen
Das neue US-Musterabkomrnen berücksichtigt die,,evoluti-

onären" Anderungen in der Verhandlungspraxis: die LOB-Klau-
sel und die Quellensteuerreduzierung für REITs. Allerdings ist
ein Nul1-Quellensteuersatz nicht vorgesehen.

2.1 LOB
Die LOB-KIausel wurde irn neuen US-Musterabkommen

grundlegend neu strukturiert und verschärft. Nur in den älteren
ÜS-OgÄr mit Island und lJngarn fehlt bislang solch eine Klau-

sel. Die derzeit gültigcn Klauseln sind in aller Regel weniger re-

striktiv a1s diejenige des neuen US-Musterabkommens. In

Art. XIV des neuen Protokolls zum DBA-USA ist bereits die

Verschärfung der LOB-Kiausel umgesetzt worden10. In Zukunft

wird deren Akzeptanz von jedem US-Abkommenspartner ver-

langt. Damit wird das Ziel verfolgt, Treaty-shopping-Gestaltun-
gen von nicht Abkommensbcrechtigten entgegenzuwirken".
Di. rOn-flausel steht in direktcm Zusammenhanq rnit dern Di-

8 Berman/Hyrres, Tax Managcncnt International Journal 2000, Vol. 29,

692-71.0;  Wassernrcyer,  in:  Debat in/Wasserrneyer,  Doppeibe steuerung, 1997,

kn.1: Debatin/Endres, The new US/German Double Tax Treaty, 1990'

Art. 28, kn.2; Wolff, in: Debatin/Wasserlneyer, Doppelbesteuerung, 1997'

Rn .  56 .
9 Vgl  Debat in/Endres,  (Fn.  B),  ALt .  1,  Rn. 27;  Slnnnon, (Fn.  2) '  S.  19-9)

10 Airalytische und gralische Darstellungen dieser neuen Kiausel befinden

srch ir Wassernreyer/Schan;t'eltl, DB 2006, 1970, 1971 Kleurgen:/Sinewe' RI'W

2006, Bei lage 2,  1,8.  Endres,  PIStB -  Mustcr fä l le 2006/2007 zurn Internat io-

nalen Steuerrecht  2006. 23.  25.


